
Wichtige Informationen zur Änderung der 
Dienstwohnungsverordnung -DWVO-  
des Landes Nordrhein-Westfalen zum 01.07.2012 
 
 
 
 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
 
zum 01.07.2012 hat sich die Dienstwohnungsverordnung –DWVO – des Landes 
Nordrhein-Westfalen (KABL 9/2012) wesentlich geändert. 
Diese Änderungen betreffen auch die Dienstwohnungsinhaber im kirchlichen 
Dienst. 
Insbesondere sind an dieser Stelle die Paragraphen 8 und 9 zu erwähnen. 
Die Neuerungen in § 8 müssen nicht unbedingt zu negativen Veränderungen 
der Dienstwohnungsvergütung führen. 
Allerdings muss unserer Auffassung nach bei der Berechnung der für die 
Dienstwohnungsvergütung maßgeblichen Bezüge § 4 Abs. 2 der Küsterordnung 
beachtet werden. 
 
Nachteilig für Dienstwohnungsinhaber ist allerdings § 9: 

„(1) Neben der Dienstwohnungsvergütung sind von der Dienstwohnungsinhaberin 
oder dem Dienstwohnungsinhaber die auf die Dienstwohnung entfallenden 
Betriebskosten zu entrichten. Insbesondere sind die Kosten für Strom und Gas 
und die Kosten für Heizung einschl. Warmwasser, Wasserversorgung, 
Entwässerung sowie die Grundgebühren und sonstige Entgelte für 
Breitbandanschlüsse nach Maßgabe der Absätze 2 bis 5 zu tragen.“, d.h. alle 
Nebenkosten die bisher durch die Dienstwohnungsvergütung abgegolten waren, 
müssen nunmehr bezahlt werden. 

Wir bitte alle Dienstwohnungsinhaber die nächsten Gehaltsabrechnungen genau  
zu prüfen und insbesondere wegen der sechsmonatigen Ausschlussfrist nach § 36 
BAT-KF gegebenenfalls umgehend schriftlich gegen die Abrechnung Einspruch zu 
erheben. 

Insbesondere, im Falle einer eventuellen arbeitgeberseitigen Aufrechnung mit der 
Jahressonderzahlung im Rahmen der Novemberabrechnung, sollte man zum 
einen auf die Übergangsreglung des § 17 (hinsichtlich der ersten 6 Monate der 
Neuberechnung) und gegebenenfalls auf die Härtefallregelung des § 14 
hinweisen. 

Für Rückfragen stehen wir gerne zur Verfügung. 

 

Manfred Heller 
(Vorsitzender der arkk) 

 


